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Polizeipräsident Manfred Schweizer stellt die Kriminalstatistik 2010 für Mittelhessen vor

Niedrigstes Straftatenaufkommen und bislang
höchste Aufklärungsquote

Maßnahmen gegen steigenden Wohnungseinbruch weiter verstärkt

Im Jahr 2010 ereigneten sich in
Mittelhessen 664 Straftaten we-
niger als im Jahr zuvor. Gleich-
zeitig stieg die Aufklärungsquo-
te erstmals über die 60-Prozent-
Schwelle. „51.015 Straftaten be-
deuten einen historischen
Tiefststand und 60,5 Prozent
eine noch nie erreichte Aufklä-
rungsquote in der hiesigen Re-
gion mit den Landkreisen Gie-
ßen, Lahn-Dill, Marburg-Bie-
denkopf und Wetterau“, freute
sich Polizeipräsident Manfred
Schweizer.

„Diese Erfolgsdaten bekräfti-
gen die sehr gute Entwicklung für
die Sicherheit unserer Bürger und
sind ein Beleg der hervorragen-
den Arbeit der mittelhessischen
Polizei“, stellte Schweizer fest.
Trotz des ganz zufriedenstellen-
den Gesamtergebnisses verzeich-
nete die Polizei in Einzelberei-
chen, vor allem beim Wohnungs-
einbruch und wesentlich abge-
schwächter bei der Gewaltkrimi-
nalität, eine zunehmende Ent-
wicklung.

Zahl der Gesamtstraftaten und
Kriminalitätsbelastung auf
Tiefststand

Mit erneut weniger registrier-
ten Straftaten setzte sich - wenn
auch abgeflachter - der seit 2004
anhaltende Straftatenrückgang
fort. „Seither verringerte sich das
Kriminalitätsaufkommen um fast
20 Prozent bzw. um 12.744 Straf-
taten. Das stellt einen erheblichen
Sicherheitsgewinn für unsere Bür-
ger dar“, hob Manfred Schweizer
hervor. Dies dokumentiert auch
die sogenannte Häufigkeitszahl.
Mit 4.813 Straftaten pro 100.000
Einwohner liegt die Kriminalitäts-
belastung in Mittelhessen wieder-
um niedriger als im Vorjahr und

zum zweiten Mal unter 5.000. „Sie
unterschreitet deutlich den aktu-
ellen Landesdurchschnitt von
6.629. Damit liegt Mittelhessen
hessenweit mit an der Spitze der
sichersten Regionen“, so Schwei-
zer weiter.

Aufklärungsquote erstmals
über 60 Prozent

Gleichzeitig stieg die Aufklä-
rungsquote auf herausragende
60,5 Prozent. „Dies ist ein Beleg

für die effektive Polizeiarbeit,
qualifizierte Ermittlungsmetho-
den und die ergriffenen Verbesse-
rungen auf dem Gebiet der Spu-
rensuche und -sicherung. Das Ri-
siko, von der Polizei erwischt zu
werden, ist weiter gestiegen; das
schreckt Straftäter auch ab! Die-
sen eingeschlagenen Weg für ein
hohes Sicherheitsniveau in der

hiesigen Region werden wir kon-
sequent weiterverfolgen“, erklär-
te Schweizer. Mit diesem Spitzen-
ergebnis schneidet Mittelhessen im
landesweiten Vergleich bestens ab.

Straßenkriminalität sinkt weiter

Der Polizeipräsident machte
deutlich, dass gerade Straftaten,
die das subjektive Sicherheitsge-
fühl der Bürgerinnen und Bürger
besonders berühren, weiter zu-
rückgedrängt worden sind. So

sank die Kriminalität, die auf Stra-
ßen, Wegen und Plätzen verübt
wurde (beispielsweise Raubüber-
fälle, Autoaufbrüche, Taschen-
diebstähle, Sachbeschädigungen)
im vergangen Jahr um 408 (- 4,1
Prozent) auf 9.592 Fälle. Dabei
gingen vor allem die Diebstähle
in der Öffentlichkeit (sog. Stra-
ßendiebstahl) um 8,9 Prozent und

Achtung, vormerken!

4. Wetzlarer Polizeischau Sonntag,
14.8., 11 Uhr, Stadion Wetzlar

Im Rahmen der Rosengarten-Matineen

Bundespolizeiorchester in Wetzlar
(red). Am Sonntag, den 8. Mai wird das Bundespolizeiorchester
Hannover auf Einladung der Bürgerinitiative „Pro Polizei Wetzlar“
ab 11 Uhr auf der Freilichtbühne Rosengärtchen (bei schlechtem
Wetter in der Stadthalle Wetzlar) aufspielen.

Jedermann ist herzlich eingeladen, an der Eröffnungsveranstal-
tung der Sommermatineen im Rosengärtchen Wetzlar teilzuneh-
men. Eintritt frei.

Weitere Termine der Rosengarten-Matineen:

Sonntag, 15.5., 11 Uhr: Tuxedo-Drive Big-Band
Sonntag, 22.5., 11 Uhr: Musikzug Atzbach und Volkstanzgruppe
Kröffelbach
Sonntag, 29.5., 11 Uhr: Rodeo-Drive Country-Band
Am Sonntag, den 5.6., 11 Uhr wird im Rahmen der Wetzlarer
Festspiele das Kinderstück „Die kleine Meerjungfrau Arielle“ auf-
geführt (Eintritt 8 Euro).
Pfingstmontag, 13.6., 11 Uhr: Big-Band Herbornseelbach
Sonntag, 19.6., 11 Uhr: Stable Sound Jazzband
Sonntag, 26.6., 11 Uhr: Musikzug der Freiwilligen Feuerwehren
der Stadt Staufenberg

Sonntag, 7.8., 11 Uhr: Die „Hessenkrainer“ spielen original
Oberkrainer Volksmusik.

(red). Zur 4. Wetzlarer Polizei-
schau mit allen Hilfsorganisatio-
nen lädt die Bürgerinitiative „Pro
Polizei Wetzlar“ alle Bürgerin-
nen und Bürger des Lahn-Dill-
Kreises für Sonntag, den 14.8. in
das schöne Wetzlarer Stadion ein.

Die Eröffnung findet um 11
Uhr mit Böllerschüssen durch
Hessens Innenminister Boris
Rhein, Oberbürgermeister Wolf-
ram Dette sowie Pro-Polizei-
Chef Hans-Jürgen Irmer statt. Im
Anschluss spielt das Landespo-
lizeiorchester. Gegen 13 Uhr
wird der modernste Hubschrau-
ber Europas, der Eurocopter der
Hessischen Polizei, landen. Hun-
devorführungen sind ebenso vor-
gesehen wie Präsentationen aller
heimischen Hilfsdienste, der Feu-

erwehren, des Technischen Hilfs-
werkes, DRK, Malteser-Hilfs-
dienst, DLRG, Verkehrswacht.
Die Hessische Bereitschaftspo-
lizei stellt einen Wasserwerfer
sowie ein Taucherfahrzeug und
einen Unimog zur Verfügung.
Eine Reiterstreife wird ebenso
dabei sein wie eine spektakuläre
Vorführung der Firma ATC-Si-
Pro. Zum Abschluss der Veran-
staltung gegen 17 Uhr werden
Fallschirmspringer landen.

Natürlich ist für das leibliche
Wohl bestens gesorgt. Eintritt
frei.

Das genaue Programm wer-
den wir Ihnen in der Pro-Poli-
zei-Rundschau im August vor-
stellen. Bitte merken Sie sich
diesen Termin schon jetzt vor.

Pro Polizei Wetzlar lädt ein

Moderne K.-O.-Mittel
Wie kann man sie erkennen?

(red). Man liest immer wieder davon, dass gerade in Diskotheken
junge Frauen Opfer sogenannter K.-O.-Tropfen werden. Sie werden
willenlos gemacht und dann häufig vergewaltigt oder beraubt.

Ein bedauerlicherweise aktuelles Thema, zu dem Professor Dr.
Harald Schütz vom Institut für Rechtsmedizin Gießen am Freitag,
den 17.6. um 19.30 Uhr in „Tasch’s Wirtshaus“, Franz-Schubert-
Straße 3, Wetzlar (im Six-Pack, Spilburg) referieren wird. Es geht
dabei nicht nur um die modernen K.-O.-Mittel, sondern auch um
andere illegale Drogen. Professor Schütz wird darüber berichten,
wie diese Mittel wirken, wie man sie vor allen Dingen erkennen
kann und welche Nachweismöglichkeiten es gibt.

Jedermann ist herzlich eingeladen. Eintritt frei.

der Straßenraub um 10,1 Prozent
zurück. Die Sachbeschädigungen
an Kraftfahrzeugen nahmen um
1,2 Prozent ab.

Insgesamt weniger Diebstähle -
aber Steigerung bei Wohnungs-
einbrüchen

Mit 36,3 Prozent bilden die
Diebstahlsdelikte nach wie vor
den höchsten Anteil am Gesamt-
straftatenaufkommen. Allerdings
befinden sie sich mit 18.495 (- 175)

Straftaten auf dem bisher nied-
rigsten Stand und liegen rund
8.000 Fälle unter dem Ergebnis
von 2004. Auf den einfachen
Diebstahl entfallen 11.287 und
den schweren Diebstahl 7.208
Delikte mit einer insgesamt leicht
gesteigerten durchschnittlichen
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60 Mitglieder von Pro Polizei Wetzlar besuchten Frauengefängnis Preungesheim

320 Insassen von 15 bis 80 Jahren
(red). Zu einem Informations-
besuch waren 60 Mitglieder der
Bürgerinitiative Pro Polizei
Wetzlar nach Frankfurt gefah-
ren, um sich im Frauengefäng-
nis Preungesheim von der stell-
vertretenden Anstaltsleiterin
Michaela Wasemüller und dem
Leiter der U-Haft Dr. Fleck
über die Aufgaben und Struk-
turen einer Frauenhaftanstalt
zu informieren.

„Es war beeindruckend“, so Pro
Polizei Vorsitzender Hans-Jürgen
Irmer und der stellvertretende
Geschäftsführer Horst Nies für
den Vorstand, „was man an Er-
kenntnissen erhalten habe“.

Die JVA Frankfurt III, so die
offizielle Bezeichnung, sei das
einzige Frauengefängnis in Hes-
sen. Das Gefängnis stamme aus
dem Jahre 1888/1889. Ein letzter
Trakt rühre von dieser Zeit noch
her, alles andere sei in den letzten
Jahren modernisiert worden, so
dass die Arbeitsbedingungen auch
für die rund 200 Mitarbeiter deut-
lich verbessert werden konnten.
Dies betrifft vor allem auch die
Funktionalität der Strafgefängnis-
ses. So gäbe es einen gesonderten
Trakt für Untersuchungshäftlinge,
ein Gebäude für straffällige Ju-
gendliche im Alter von 14 bis 21

Jahren. Derzeit habe man etwa 25
junge Mädchen und Frauen in die-
ser Altersgruppe einsitzen. Es
gebe den offenen Vollzug, aber
auch den Trakt für die „Langzeit“-
Einsitzenden, darunter 15 Mör-
derinnen. Es gebe in der Anstalt
240 Arbeitsmöglichkeiten für die
Insassinnen, darunter auch die
Chance eine Lehre zu absolvie-

ren oder den Schulabschluss nach
zu machen.

Auf Ausbildung, Bildung und
Erziehung lege man größten Wert,
denn so mancher Häftling habe,
was sogenannte Sekundärtugen-

den angehe, sehr wenig von zu
haue mitgebracht, so dass manch
einer an einen geordneten und ge-
regelten Arbeitsalltag erst ge-
wöhnt werden müsse. Viele der
Insassinnen, die wegen Betrug,
Diebstahl, Drogendelikten, aber
auch Mord und Todschlag einsit-
zen hätten in ihrer Jugend wenig
„Nestwärme„ erfahren, Bezie-

hungsprobleme, Sozialisations-
schwierigkeiten, so dass unter die-
sem Aspekt gemeinsam mit ver-
netzter Arbeit zwischen JVA, So-
zialarbeitern und Psychologen Lö-
sungsstrategien entwickelt wür-

den. Dies alles sei nicht preiswert,
so kostet ein Hafttag pro Person
rund 120 Euro, aber es sei im In-
teresse der Gesellschaft immer
noch preiswerter, als wenn man
diese Menschen ihrem Schicksal
überlassen würde und sie rück-
fällig würden.

Nach einem Rundgang durch die
verschiedenen Gebäudeteile schloss

sich eine lebhafte Diskussion an.
Nach einem Besuch im neuen

Einkaufzentrum „My Zeil“ wur-
de der Ausflug im „Gemalten
Haus“ in Sachsenhausen mit vie-
len Gesprächen abgeschlossen.

Das Foto zeigt die Teilnehmer nach der Besichtigung vor den Toren der JVA in Preungesheim Bürgerinitiative ProPolizei - Wetzlar
Werden auch Sie aktiv für mehr Sicherheit!

www.propolizei-wetzlar.de
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Wer schützt den Schutzmann?
Udo Ulfkotte

Gelten für gewalttätige Migran-
ten andere Gesetze als für deut-
sche Kriminelle? Es scheint so,
denn selbst Mordversuche an
Polizisten werden hierzulande
nur mild geahndet, wenn der
Täter Migrationshintergrund
hat.

In Berlin hat ein Migrant ei-
nem Polizisten einfach so in den
Kopf geschossen. Für den auslän-
dischen Mitbürger hat das Folgen:
Er gilt nun als Opfer seiner rassi-
stischen Umgebung, fährt zur Ab-
lenkung von den Strapazen sei-
ner angeblichen ständigen Diskri-
minierung durch Deutsche Mer-
cedes und wird psychologisch be-
treut. Die antirassistischen Medi-
en bauen ihn langsam wieder auf.
Der deutsche Polizist hat den
Mordversuch schwerverletzt über-
lebt. Seine Ehe ist kaputt, sein
Haus wird zwangsversteigert.
Sein Leben ist ruiniert. Es ist po-
litisch nicht korrekt, über das
Schicksal des Berliner Polizisten
zu sprechen. Denn so etwas könn-
te Ausländerfeindlichkeit schüren.
Wir basteln uns deshalb eine
multikulturelle Traumwelt. Und
wehe, ein Bösewicht stört unsere Ba-
stelstunde…

Mitbürger, die einem Polizisten
in den Kopf schießen, kommen in
den Vereinigten Staaten in die To-
deszelle. Darüber herrscht im
Land der unbegrenzten Möglich-
keiten Einigkeit über alle Partei-
grenzen hinweg. In Deutschland
ist das alles völlig anders: Hier
bekommen Polizistenmörder heu-
te von Gutmenschen zur Stabili-
sierung ihres Selbstwertgefühls
einen Mercedes zur Verfügung
gestellt, psychotherapeutische Be-
handlung, milde Richter, die sie
in den offenen Vollzug stecken
(wo sie von 07.00 Uhr bis 24.00
Uhr die Haftanstalt verlassen kön-
nen) und rücksichtsvolle mediale
Aufmerksamkeit. Ali Ö., der in
Berlin einem Polizisten einfach
so in den Kopf geschossen hat,
genießt heute endlich das Leben.
Ein Fernsehsender, der über sei-
nen versuchten Polizistenmord be-
richten wollte, dufte das Material
nicht ausstrahlen, weil die Ver-
antwortlichen "keinen Ausländer-
hass schüren wollten".

Der Berliner Rechtsanwalt
Horst-Holger Winzer ist entsetzt.
Er vertrat den Polizisten bei des-
sen Prozess als Nebenkläger vor

dem Berliner Landgericht. Der
Polizist erfuhr dort nicht jene Auf-
merksamkeit, die Politik, Medien
und Gesellschaft dem zugewan-
derten Täter entgegen gebracht
haben. Der Polizist bezieht eine
kleine Invalidenrente, wird bis an
sein Lebensende ein Schwerbe-
hinderter sein. Er ist ein Kollate-
ralschaden der multikulturellen
Gesellschaft. Das Landgericht
Berlin interessierte sich nicht für
das Opfer. Der zugewanderte Tä-
ter wurde nur wegen gefährlicher
Körperverletzung und unerlaub-
ten Waffenbesitzes verurteilt -
noch milder ging es beim besten
Willen nicht.

Jeden Tag werden in Deutsch-
land Polizisten von Migranten in
Hinterhalte gelockt und angegrif-
fen. Und jeden Tag erleben wir
erneut, dass Politik und Medien
diese Entwicklung nicht wahrha-
ben wollen. So wie am vergange-
nen Wochenende in Hamburg.
Dort haben am S-Bahnhof Neu-
wiedenthal etwa 30 Migranten
Polizisten angegriffen. In Tö-
tungsabsicht haben sie den Poli-
zisten vor den Kopf getreten, sie
mit Steinen und Flaschen lebens-
gefährlich verletzt. Wie in solchen
Fällen üblich, verschweigen die
deutschen Qualitätsmedien die
Herkunft der Angreifer, der Spie-
gel schreibt etwa: "Erst schien es
ein Routineeinsatz der Polizei,
dann wurde es ein lebensgefähr-
licher Kampf gegen Gewalttäter:
Fünf Polizisten sind am Samstag-
abend bei einer Auseinanderset-
zung mit jungen Schlägern in
Hamburg zum Teil schwer ver-
letzt worden." Und auch die
Frankfurter Rundschau ver-
schweigt den Migrationshinter-
grund der Täter, spricht von einer
"Jugend-Horde".

Durchweg haben alle deutschen
Qualitätsmedien verschwiegen,
wer sich hinter den Tätern ver-
birgt. Greifen wir nur einen her-
aus, den Deutsch-Tunesier Amor
S. (31). Das ist jener Mitbürger,
der nun in Hamburg einem Poli-
zisten, der am Boden lag, mit vol-
ler Wucht vor den Kopf getreten
und ihm dabei fast ein Auge aus-
getreten hat. Der Tunesier hat bis-
lang 37 schwere Straftaten in
Hamburg verübt und wurde dafür
nicht einmal inhaftiert. Ein Bei-
spiel: Er hat auf ein in einem
Sandkasten spielendes Kleinkind
in Hamburg mit einer Gaspistole
geschossen. Als die Schwester des
Kindes ihn aufzuhalten versuch-
te, schoss er ihr ins Gesicht. Die
Richter haben Verständnis für
Migranten wie Amor S. - und las-
sen sie immer wieder laufen.
Amor S. war Chef der Hambur-
ger "Stubbenhof-Bande", erpres-
ste von Hamburgern Geld und
schlug wahllos auf Menschen ein.

Er ist einer der rund 30 Migran-
ten, die nun in Hamburg Polizi-
sten angegriffen haben. Der Ham-
burger Vorsitzende der Deutschen
Polizeigewerkschaft, Joachim
Lenders, sprach von einem "bru-
talen, hinterhältigen und feigen
Angriff". Lenders zufolge wurden
die Beamten auch mit herausge-
brochenen Gehwegplatten attak-
kiert. "Es ist unfassbar, mit wel-
cher Brutalität diese Straftäter, die
nur noch als Unterschicht und
Abschaum der Straße zu bezeich-
nen sind, gegen unsere Kollegen
vorgegangen sind", sagte er.

Lenders sollte wissen, dass man
Migranten in Deutschland heute
nicht mehr mit der ganzen Härte
des Gesetzes verfolgen darf. Er-
innern wir uns: In Bremen wurde
2009 ein Observationsteam des
Bundesamtes für Verfassungs-
schutz (BfV) von vier jungen Zu-
wanderern aus dem islamischen
Kulturkreis angegriffen. Die Tä-
ter keilten bei der Attacke im
Stadtteil Gröpelingen ein ziviles
Einsatzfahrzeug des BfV ein und
zerstachen alle Reifen des Wa-
gens. Die massiv bedrohten Ver-
fassungsschützer hatten zuvor das
Wohnumfeld des Bremer Muslim-
führers René S. observiert. Auf
den 28 Jahre alten Mitbürger war-
tete ohnehin schon ein Verfahren
wegen Widerstands gegen Polizei-
beamte. Dann aber wurden auch
seine Freunde aktiv. Und wie rea-
gierte das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz? Man schaute seelen-
ruhig zu und ließ die Täter beim
Zerstechen der Reifen gewähren.
Man wollte sie nicht noch weiter
provozieren. "Deeskalieren" lau-
tete das Gebot der Stunde. Mehr

noch: Es gab nicht einmal eine
Strafanzeige. So etwas brachte der
Sicherheitsbehörde in der Vergan-
genheit nur Ärger. Zugewanderte
Mitbürger müssen daher in
Deutschland nicht mehr fürchten,
von der Polizei belästigt zu wer-
den, wenn sie an einem Staats-
fahrzeug die Reifen zerstechen.
Einzig der Focus berichtete im
März 2009 in wenigen Zeilen über
den "Vorfall" - das war's denn
auch schon.

Landauf, landab das gleiche
Bild: Zuwanderer sehen Polizisten
als Partner für Boxkämpfe oder
Freizeitbelustigung. Beispiel
Dietzenbach im Rhein-Main-Ge-
biet. In einem Bericht des Hessi-
schen Rundfunks heißt es: "Stei-

ne und Flaschen gegen Polizisten
- in der südhessischen Stadt Diet-
zenbach kommt es immer wieder
zu Rangeleien mit den Ordnungs-
hütern." Der Bericht fährt fort:
"Die Beamten wurden wie ihre
Kollegen von der Feuerwehr mit
Steinen beworfen, als sie ein bren-
nendes Auto löschen wollten. Die
Polizei nahm in der Nacht zum
Mittwoch im Spessartviertel die
Personalien von 21 mutmaßlich
Beteiligten auf. Ein 21 Jahre alter
›hinreichend polizeibekannter‹
Mann wurde festgenommen. Die
Feuerwehr war alarmiert worden,
weil ein Wagen auf einem Park-
deck in Flammen stand. Als die
Helfer den Brand bekämpften, flo-
gen aus einer Menschenansamm-
lung immer wieder Steine."

Der Leser erfährt beiläufig:
"Bereits in der vorhergehenden
Nacht war es in derselben Ge-
gend zu Zusammenstößen mit der
Polizei gekommen. Zwei Polizei-
streifen hatten ein Auto und des-
sen Insassen kontrolliert. Als die
Beamten einen 19 Jahre alten Tür-
ken mit auf die Wache nehmen
wollten, hatten sich gut 80 An-
wohner lautstark gewehrt und die
Polizeiwagen mit Steinen und Fla-
schen beworfen."

Unterwegs auf Streife in Duis-
burg-Marxloh. In der Nähe der
Pollmann-Kreuzung treffen sich
viele Jugendliche, die aus dem
Libanon, aus Kurdistan und der
Türkei stammen. Die Gruppen
mögen sich untereinander nicht.
Aber sie alle eint die Abneigung
gegen die deutsche Polizei. Ju-
gendliche liefern sich auf den
Straßenbahnschienen Schau-
kämpfe. Sie halten dann eine Stra-
ßenbahn auf. Kommt anschlie-
ßend die Polizei und will die Per-
sonalien aufnehmen, werden die
Beamten im Nu umzingelt und
schaffen es nicht mehr zurück
zum Wagen. Fahrgäste der Stra-
ßenbahn dürfen dann per Mobil-
telefon die Kollegen der Polizi-
sten zu Hilfe rufen - derweilen
verprügeln die Jugendlichen die
Polizisten und lachen über sie. Die
Zuwandererkinder haben von ih-
ren Eltern das Bild vermittelt be-
kommen, wonach nur jene zu re-
spektieren sind, die auch Härte
zeigen können. Doch deutsche
Polizisten dürfen - anders als in
den Herkunftsländern der Mi-
granten - keine Härte zeigen. Also
werden sie als "Penner", "Pisser"
und "Scheißbulle" verhöhnt - den
Migranten passiert ja ohnehin
nichts.

Aufklärungsquote von 34,4
Prozent. Bei den schweren Fäl-
len des Diebstahls gingen vor
allem die Diebstähle aus Kraft-
fahrzeugen (-74) und von Kraft-
fahrzeugen (-30) zurück. Auch
die Zahl der unter erschwerten
Umständen entwendeten Kräder,
Mopeds und Fahrräder verringer-
te sich um 178.

Mehr Wohnungseinbrüche

Die Entwicklung des Woh-
nungseinbruchs bildet eine ge-
genläufige Ausnahme. Diese
Straftaten nahmen im vergange-
nen Jahr um 277 auf 1.392 De-
likte deutlich zu. Die Aufklä-
rungsquote liegt bei 13,6 Pro-
zent und sank damit um 1,9 Pro-
zent-Punkte. Nach polizeilichen
Auswertungen und Erkenntnis-
sen verübten neben ortsansässi-
gen Tätern auch überörtlich agie-
rende Tätergruppierungen diese
Wohnungseinbrüche. Einen Teil
der Taten rechnen die Ermittler
auch Kindern zu, die auf Ein-
bruchstour gehen und dazu so-
gar von Erwachsenen in den Tat-
ortbereich gebracht werden.

 „Auch wenn diese Zahl im-
mer noch unter den Höchststän-
den der Vorjahre (beispielsweise
2002 mit 1.509 Fällen) liegt, sind
wir über diese Entwicklung be-
sorgt, aber auch in keiner Weise
bereit, dies hinzunehmen“, so
Schweizer weiter. „Gerade der
Wohnungseinbruch ist eine
Straftat, auf welche die Polizei
schon immer ihren besonderen
Fokus richtet, da dieses

Delikt die Menschen in ihrer
engsten Privatsphäre, ihrem ‘Zu-
hautechnischen und kriminalisti-
schen Sachverstand der Exper-
ten zur Bekämpfung dieser Kri-
minalitätsform eine intensive
Präventionsarbeit entgegen. Mit
Vorträgen und aktiver Öffent-
lichkeitsarbeit sensibilisiert die
Polizei Mittelhessen die Intern-
etuser, um ein schärferes Pro-
blem- und Gefahrenbewusstsein
im Umgang mit persönlichen
und insbesondere auch geliefer-
ten Daten zu erreichen.

„Weißer Ring“ lud zum „Tag
der Kriminalitätsopfer“ ein

(red). Aus Anlass des bundeswei-
ten „Tages der Kriminalitätsop-
fer“ hat die Opferorganisation
„Weißer Ring“ zu einer öffentli-
chen Veranstaltung eingeladen.
Vorsitzender Ingbert Koppe wies
darauf hin, dass im Jahr 2010
bundesweit 152 Kinder durch
Mord oder Totschlag ums Le-
ben gekommen seien und dass
im Lahn-Dill-Kreis im gleichen
Zeitraum 15 Kinder misshandelt
wurden. Eine beschämende Bi-
lanz für die Gesellschaft.

Zu dieser Veranstaltung konn-
te Koppe Vertreter von Politik,
Kirche und Wirtschaft begrüßen.
Darunter Regierungspräsident Dr.
Lars Witteck (CDU), MdL Hans-
Jürgen Irmer (CDU), Landrat Wolf-
gang Schuster (SPD) und Oberbür-
germeister Wolfram Dette (FDP).

Klare Worte des Regierungsprä-
sidenten

Witteck dankte zunächst allen
Aktiven des „Weißen Rings“ für
deren ehrenamtliche Arbeit zu-
gunsten der Opfer von Kriminali-
tät. Gleichzeitig sprach er sich für
deutliche Strafen denen gegen-
über aus, die Kinder in irgendei-
ner Form missbrauchen, „denn
Kinder, denen Gewalt angetan

wird“, so der RP, „haben ihre Le-
bensfreude verloren“. Vor diesem
Hintergrund könne er überhaupt
nicht nachvollziehen, wenn in
Frankfurt der Kindesmörder Gäf-
gen, der ein 11-jähriges Kind er-
mordet hat, heute vom Land Hes-
sen Schadenersatz wegen seeli-
scher Schädigung durch ange-
drohte Gewalt verlange.

In diesem Zusammenhang ap-
pellierte er an die Medien, ver-
mehrt die Leiden der Opfer in den
Vordergrund zu stellen und nicht
den Täter in den Mittelpunkt.

In einem beeindruckenden Vor-
trag zum Thema „Gewalt gegen
Kinder“ machte Rechtsanwältin
Monika Tropp deutlich, dass die
sexuellen Vergehen an Minderjäh-
rigen im familiären Umfeld in al-
len sozialen Schichten zugenom-
men habe, wobei die Aufklärungs-
quote in der Regel sehr gering
sei, denn der Kindesmissbrauch
werde meist unter der Decke ge-
halten. Vielfach zeigten sich die
Folgen erst Jahre später. Sie ap-
pellierte an alle, die Augen offen
zu halten und sich bei diesbezüg-
lichen Anzeichen vertrauensvoll
an Polizei, Justiz oder Jugendäm-
ter ebenso zu wenden wie an Kin-
dergartenleitungen oder Schullei-
tungen.

Pro-Polizei-Vorsitzender Irmer
kritisiert VGH wegen

„Gewehrattrappen“-Urteil
(red). Als wenig nachvollziehbar
bezeichnete der Vorsitzende der
Bürgerinitiative „Pro Polizei
Wetzlar“,  Hans-Jürgen Irmer, das
Urteil des Hessischen Verwal-
tungsgerichtshofes, wonach Ge-
wehrattrappen bei Demonstratio-
nen zur Mitführung legitim sind.

Hintergrund des Urteils ist eine
sogenannte „Kundgebung mit
Kunstbeitrag“ aus dem Jahr 2009,
bei der einige Teilnehmer in Bun-
deswehruniformen mit täuschend
echt wirkenden Gewehrattrappen
kamen. Die Polizei hatte seiner-
zeit das Tragen der Attrappen mit
Hinweis auf das Waffengesetz
untersagt. Der Verwaltungsge-
richtshof Kassel hob das Urteil
des Verwaltungsgerichts Frankfurt
auf, das entschieden hatte, dass
die Polizeibeamten rechtmäßig
gehandelt haben. Für den VGH
sei die polizeiliche Maßnahme
rechtswidrig gewesen, da nicht die
Polizei, sondernd das Ordnungs-
amt zuständig gewesen wäre.

„Man muss sich“, so Irmer,
„doch einmal die Realität bei ei-
ner Großdemonstration anschau-
en. 1500 sogenannte Antifaschi-
sten, größtenteils mit täuschend
echt aussehenden Gewehrattrap-

pen bewaffnet, machen Randale
und greifen die Polizei an. Zu-
ständig für das Untersagen des
Gewehrattrappentragens wäre
nach diesem Urteil die Ordnungs-
polizei, die bei dieser Demonstra-
tion erstens nicht vor Ort ist und
zweitens personell überhaupt
nicht in der Lage wäre, das Mit-
führen der Gewehrattrappen zu
untersagen. Übrig bleibt einmal
mehr die Polizei, die im übertra-
genen Sinne des Wortes hier zum
Prügelknaben gemacht wird, die
ihrerseits das von der Ordnungs-
polizei zu verfügende Verbot nicht
umsetzen darf, weil sie nicht zu-
ständig ist.“

Abgesehen davon müsse man
sich fragen, was eigentlich in ei-
nem Polizeibeamten vorgehe, der
sich einer Horde linksextremer
Gewalttäter mit täuschend echt
aussehenden Gewehren gegen-
übersehe, aber nicht wisse, ob es
sich um eine Attrappe oder um
ein echte Waffe handele. Wie groß
wäre das Geschrei, sollte dann ein
Polizeibeamter in vermeintlicher
Notwehr einen gezielten Schuss
abgeben und jemanden verletzen.
„Dieses Urteil“, so Irmer, „ist nur
äußerst schwer zu verstehen.“

Genitalverstümmelung an Mädchen in Deutschland

Schutz bisher nur durch
„Kommissar Zufall“!

Zum Internationalen Tag „Null
Toleranz gegenüber Genitalver-
stümmelung“ am 6. Februar
2011 erinnerten die TaskForce
für effektive Prävention von Ge-
nitalverstümmelung und der
Bund Deutscher Kriminalbeam-
ter (BDK) daran, dass Genital-
verstümmelung an Mädchen in
Deutschland ein weitgehend un-
terschätztes Problem ist:

Zwischen 30.000 und 50.000
minderjährige Mädchen gelten in
Deutschland als gefährdet, ins-
besondere während Ferienreisen
ins Heimatland der Eltern. Bis
zu 80 Prozent dieser Mädchen
aus Hochrisikoländern wie So-
malia, Äthiopien und Eritrea
werden tatsächlich der Verstüm-
melung unterworfen.

Bei einem systematischen
Verbrechen dieser Größenord-
nung ist der häufig geforderte
Ansatz der „Aufklärung und In-
formation“ verfehlt, wie ein ak-
tueller Fall verdeutlicht: Den aus
Gambia stammenden Eltern der
heute 16-jährigen Mariama C.
war sehr wohl bewusst, dass die
Verstümmelung in Deutschland
strafbar ist. Gerade deshalb wur-
de das in Hamburg lebende Mäd-
chen gemeinsam mit drei Schwe-
stern nach Gambia gebracht -
offiziell in die „Ferien“ - und
dort der Verstümmelung unter-
worfen.

Trotz konkreter Warnhinwei-
se reagierte im Vorfeld keine Be-
hörde mit angemessenen Schutz-
maßnahmen, wie z.B. der Ent-
ziehung des Aufenthaltsbestim-

mungsrechts. Überhaupt tun
sich viele Jugendämter (bis auf
einige löbliche Ausnahmen)
schwer, gemeinsam mit den Fa-
miliengerichten wirksame Maß-
nahmen zur Abwehr dieser spe-
ziellen Misshandlung einzulei-
ten. Amtsmitarbeitern scheint
die Gefahr gerade auch bei be-
ruflich wie sozial gut integrier-
ten Familien schlichtweg nicht
vorstellbar zu sein - ein folgen-
schwerer Trugschluss (vgl. Stu-
die zu Bildungsstand und so-
zialem Milieu bei Tätergruppen
in Europa
www.taskforcefgm.de/situation/
europa/).

Der Schutz gefährdeter Kin-
der darf in Deutschland nicht
länger vom couragierten Han-
deln Einzelner abhängen, die
Hinweise bei den Behörden mit
Nachdruck vortragen. Gemes-
sen an der Schwere und der wei-
ten Verbreitung des Verbrechens
ist diese Situation untragbar. Es
sollten deshalb endlich effekti-
ve staatliche Maßnahmen dis-
kutiert werden, die umfassen-
den, messbaren Schutz gewäh-
ren können, wie z.B. die Ein-
führung der ärztlichen Melde-
pflicht (bei erfolgter oder dro-
hender Genitalverstümmelung),
kombiniert mit einer Untersu-
chungspflicht sowie die Durch-
setzung familienrechtlicher
Maßnahmen, um die Taten in
den Herkunftsländern der Eltern
zu unterbinden (in Anlehnung
an den Beschluss des BGH aus
2004, XII ZB 166/03).

Fortsetzung von Seite 1 - Kriminalstatistik

Weniger Rauschgiftdelikte

Bei der Rauschgiftkriminali-
tät ging die Zahl der allgemei-
nen Verstöße nach dem Betäu-
bungsmittelgesetz um 214 auf
1.453 Delikte zurück. Dabei
stand der illegale Umgang mit
Cannabis mit 852 Fällen im Vor-
dergrund. Die qualifizierten De-
likte des illegalen Drogenhan-
dels und -schmuggels sanken
um 132 auf 302 Straftaten. Die
Analyse der Entwicklung im
Bereich dieser sogenannten
„Holkriminalität“ dauert derzeit
an. „Bei 25 Menschen wurde ihr
Tod mit dem Rauschgiftkonsum
in Verbindung gebracht. Im Vor-
jahr waren es 22 Drogentote“,
sagte Schweizer und machte da-
mit auf die tragischen Folgen
des Konsums von Betäubungs-
mitteln aufmerksam.

Tatverdächtigenanteile weit-
gehend unverändert

Von den 23.436 ermittelten
Tatverdächtigen waren 17.693
männlich und 5.743 weiblich.
Nichtdeutsche hatten einen etwa
gleichbleibenden Anteil von
20,2 Prozent. Der Kinderanteil
an allen Tatverdächtigen liegt
bei 3,9 Prozent (Vorjahr 4,1 Pro-
zent). Auch die Anteile Jugend-
licher im Alter von 14 bis unter
18 Jahre sind mit 11,6 Prozent
(12,2  Prozent) und Heranwach-
sender mit 9,9 Prozent (10,3
Prozent) geringfügig gesunken.
Die Taten dieser Altersgruppen
umfassten hauptsächlich die Be-
reiche Diebstahl, Körperverlet-
zungen und Sachbeschädigungen.

Abschließend dankte Polizei-
präsident Manfred Schweizer
den mittelhessischen Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamten
für ihre engagierte und erfolg-
reiche Arbeit. „Ohne ihren Ein-
satz und ihre Professionalität
wäre dieses hervorragende Er-
gebnis für die Sicherheit unse-
rer Bürgerinnen und Bürger
nicht möglich gewesen“, so
Schweizer.
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Der neue und alte Vorstand des Vereins "Pro Polizei"
v.l.n.r.: Werner Neu, Horst Helfrich, Joachim Keiner, Rosemarie
Eckert, Arthur Clößner und Willi Spät. (Foto: Regel)

Die Vorschulkinder im Rettungsboot.
Vorne von l.n.r.:Uli Seidel, Maren Metzger, Frau Wissner & Frau
Heuser vom Kiga Kölschhausen

Rettungstaucher Jürgen Reitz erklärt die Tauchgeräte den Vor-
schulkindern.

Die Badesaison beginnt schon für die
Vorschulkinder vom Kiga „Mullewap“

aus Kölschhausen
(U.S.) Das Präventionsprogramm
der DLRG/Nivea, das die DLRG
KV Lahn-Dill normalerweise in
den Kindergärten des Lahn-Dill
Kreises mit den Vorschulkindern
durchführt, fand diesmal erstma-
lig in der Unterkunft des Kreis-
verbandes Lahn-Dill in der Spin-
nereistraße in Wetzlar statt.

Der Beauftragte für das Pro-
gramm, Uli Seidel, und die Kin-
dergarten-Teamerin Maren Metz-
ger machten mit den 16 Vorschul-
kindern aus Kölschhausen das
Programm im großen Schulungs-
raum der DLRG. Hierbei geht es
vor allem um die Gefahren an und
im Wasser, um die Gefahren im
heimischen Bereich - hier sind es
der Gartenteich, die Regentonne
und der kleine Bach hinter dem
Haus. Die Kinder werden auf
spielerische Art auf die Gefahren
aufmerksam gemacht. Das heißt,
in zwei Stunden gibt es viel zu
lernen und auch zu begreifen, wie
zum Beispiel in einer Bewegungs-
geschichte den Tag eines Ret-
tungsschwimmers zu spielen, mit
einem großen Baderegel-Puzzle
die Baderegeln zu lernen. Auch
gibt es zwei Rettungsgeräte, die

die Vorschulkinder testen können,
das sind die Rettungsboje und der
Rettungsball.

Zum Schluss kommt dann noch
der „DLRG-Rettungskasper“ mit
seinem Freund, dem „Platschi“.
Hier müssen die Kinder noch ein-
mal dem Kasper helfen, denn der
„Platschi“ kennt die Baderegeln
noch nicht. Hier kann man sehen,
ob die Kinder die Baderegeln
noch wissen. Zum Schluss konn-
ten die Kinder sich auch noch die
Einsatzfahrzeuge der DLRG an-
schauen. Der DLRG-Einsatztau-
cher Jürgen Reitz erklärte am neu-
en Tauchfahrzeug, was ein Tau-
cher alles anziehen muss, bevor
er ins Wasser geht. Auch konnten
die Kinder Gerätschaften testen
und im großen DLRG-Boot Platz
nehmen und den Bootsführer spie-
len.

Im Jahr 2010 sind immer noch
23 Kinder im Alter bis zu zehn
Jahren ertrunken. Aber auch hier
mehr Ertrinkungsfälle im heimi-
schen Bereich wie Gartenteich,
Jauchegrube usw. als im Meer
(O). Dieses Präventionsprogramm
erfolgt in Zusammenarbeit der
DLRG mit Beiersdorf/Nivea.

33.000 Fälle von Gefährdung
des Kindeswohls

(red). Wie einem Bericht des Sta-
tistischen Bundesamtes aus dem
Jahr 2009 zu entnehmen ist (die
aktuellen Zahlen für 2010 liegen
noch nicht vor), sind in diesem
Jahr rund 33.000 Kinder im Alter
von 0 bis 18 Jahren vom Jugend-
amt in Obhut genommen worden,
weil das Kindeswohl gefährdet war.

In der Regel wurden diese
Maßnahmen durch die Jugendäm-
ter oder Sozialdienste angeregt.
An zweiter Stelle kamen die Kin-
der oder Jugendlichen von selbst,
und in über 7000 Fällen hat die
Polizei die Inobhutnahme ange-
regt. Hinzu kommen 810 Anre-
gungen durch Pädagogen, rund
700 durch Verwandte oder Nach-
barn und rund 550 durch Ärzte.

Das Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz in Deutschland berechtigt
die Jugendämter - und verpflich-
tet sie sogar -, das Kind oder den
Jugendlichen in Obhut zu neh-
men, wenn für Leib und seelisches
Wohl eine dringende Gefahr be-
steht. Das heißt, dass beispiels-
weise in einem solchen Fall die
Entscheidung eines Familienge-
richts nicht abgewartet werden
muss.

Bedauerlich ist, dass seit 2005
die Zahl der in Inobhutnahmen
deutlich gestiegen ist von gut
25.000 in 2005 auf 28.000 im Jahr
2007 und im Jahr 2009 aktuell
auf rund 33.000. Erschreckend,
dass 10 Prozent der betroffenen
Kinder unter drei Jahre alt waren,
weitere 12 Prozent im Alter von 3
bis 9 Jahren, 20 Prozent im Alter
von 9 bis 14 Jahren, 29 Prozent
im Alter von 14 bis 16 Jahren und
29 Prozent im Alter von 16 bis 18
Jahren.

Diese Entwicklung muss mit
großer Sorge betrachtet werden,
denn hinter jeder einzelnen Inob-
hutnahme verbergen sich mensch-
liche Dramen, die Außenstehen-
de kaum ermessen können. Was
geht in einem Kind vor, wenn es
von Vater oder Mutter, die in der
Regel Vorbilder sind und sein sol-
len, geschlagen, vernachlässigt,
bedroht, misshandelt oder sexu-
ell missbraucht wird? So etwas
gräbt sich tief ein und bestimmt
häufig genug eigene Verhaltens-
weisen, eigene Verhaltensmuster
im späteren Leben. Es sind
menschliche Tragödien, die sich
hinter dieser Statistik verbergen.

Pro Polizei Ehringshausen
bestätigt Vorstand

(D.R.) Die Mitglieder des Vereins
„Pro Polizei“ haben sich im Gast-
hof „Zimmermann“ zur Jahres-
hauptversammlung getroffen.
Zentraler Tagesordnungspunkt wa-
ren Wahlen zum Vereinsvorstand.
Dabei wurden alle bisherigen Amts-
inhaber in ihren Positionen einstim-
mig für weitere zwei Jahre gewählt.
Somit bleibt Rosemarie Eckert aus
Hohenahr Vorsitzende.

Sie wird vertreten von Joachim
Keiner als stellvertretendem Vor-
sitzenden. Kassenwart ist Horst
Helfrich (Hohenahr), Schriftfüh-
rer Richard Müller (Aßlar-Berg-
hausen). Als Beisitzer fungieren
Klaus Bastian (Driedorf), Ferdi-
nand Berneaud (Ehringshausen),
Artur Clößner (Greifenstein),
Werner Neu (Ehringshausen),
Dieter Rücker (Hohenahr) und
Willi Spät (Leun).

Joachim Keiner berichtete über
die Aktivitäten des 110 Mitglie-
der starken Vereins. Vor allem die
Übergabe von Warnwesten an
Grundschüler mit dem Vereins-

emblem sei ein Renner gewesen
und soll auch in diesem Jahr fort-
gesetzt werden. Desweiteren hat
der Verein der Jugendverkehrs-
schule eine Spende überreicht, mit
der 17 neue Fahrräder angeschafft
werden konnten, und die Polizei-
station Herborn sei mit notwen-
digen Anschaffungen unterstützt
worden. Auch im kommenden
Jahr wollen die Vereinsmitglieder
in Kindergärten und Schulen den
Jungen und Mädchen die Arbeit
der Polizei vorstellen und für die-
se werben.

Im Rahmen der Mitgliederver-
sammlung hielt Markus Schmidt,
stellvertretender Dienststellenlei-
ter der Polizeistation Herborn, ei-
nen Vortrag über die aktuellen
Tätigkeiten der Polizei. Er infor-
mierte über Kriminalitätsstatisti-
ken, Verkehrskontrollen und er-
mutigte die Anwesenden, mit der
Polizei zusammenzuarbeiten.
„Wir sind immer wieder auf Hin-
weise aus der Bevölkerung ange-
wiesen“, sagte Schmidt.

Aufmerksamer Nachbar überführt Betrüger

Polizei warnt vor
Trickbetrügern an der Haustür

Wetzlar: Ungewöhnlich kam
kürzlich einem Anwohner der
Besuch seines Nachbarn vor. Er
beobachtete, wie gegen 18 Uhr
zwei Frauen in dessen Haus ver-
schwanden, um später mit dem
älteren Herrn in einem Auto mit
auswärtigem Kennzeichen davon
zu fahren. Der besorgte Zeuge
notierte sich das Kennzeichen und
informierte die Polizei. Da er von
verschiedensten Betrügereien mit
Senioren gehört hatte, befürchte-
te er, dass sein 71-jähriger Nach-
bar nun Opfer einer solchen Tat
wird.

Polizisten aus Wetzlar ermit-
telten die Hausbank des Rentners
und suchten die Filiale in der So-
phienstraße auf. Vor der Bank ent-
deckten sie den Wagen und nah-
men zwei Frauen und einen Mann
fest. Das Opfer hatte kurz zuvor
versucht, an einem EC-Automa-
ten 470 Euro abzuheben. Dieses
Geld wollte er dem Trio überge-
ben.

Nach der ersten Befragung der
drei Gauner und des Opfers steht
für die Ordnungshüter fest, dass
der 71-jährige betrogen werden
sollte.  Die Betrüger hatten den
Rentner aufgesucht und erzählt,
dass die 33-jährige Haupttäterin
kürzlich Witwe geworden sei und
nun für die Beerdigungskosten
nicht aufkommen könne. Das
Geld sollte einen Teil der Kosten
abdecken. Ihre 15-jährige Toch-
ter fungierte nach Einschätzung
der Polizei als zu bemitleidende
Halbweise. Der 22-jährige Mann
fuhr den Wagen und stritt eine
Tatbeteiligung ab. Auf der Wache
in Wetzlar nahm die Polizei ihre
Fingerabdrücke und fertigte Fo-
tos. Anschließend durften sie die
Station wieder verlassen. Die Er-
mittlungen dauern an. Das Trio
erwartet eine Strafe wegen ver-
suchten Betruges.

„Auf gute Nachbarschaft!“ Die-
ser Fall beweist: Es geht nicht um
Schnüffeln oder Spionieren, son-
dern um die Mitverantwortung für
das Wohl der Nachbarn. Die Poli-
zei kann nicht überall sein, aber
ein Nachbar ist meistens in der
Nähe. Nachbarn können sich beim
Schutz vor Kriminalität gegensei-
tig helfen. Ganz einfach schon

durch eine höhere Aufmerksam-
keit. Denn jeder kann mal in eine
Situation geraten, in der er auf
die Unterstützung anderer ange-
wiesen ist. Einbrecher, Diebe oder
Trickbetrüger fallen auf, wenn
Nachbarn Augen und Ohren of-
fen halten:
 - Autos mit auswärtigen Kenn-
zeichen und unbekannten Perso-
nen fahren mehrmals langsam
durchs Wohngebiet. Vielleicht su-
chen Straftäter ein lohnendes Ob-
jekt.
 - Fremde läuten oder streifen auf
Nachbargrundstücken herum.
- Fensterscheiben klirren, es wird
gebohrt oder gehämmert - Hand-
werker oder sind es Einbruchge-
räusche?
- Unbekannte warten scheinbar
grundlos auf der Straße, im Haus-
flur oder im geparkten Auto - viel-
leicht steht jemand „Schmiere“?

 Vorsicht, wenn Fremde läuten:
Hilfsbereitschaft an der Woh-
nungstür zahlt sich nicht aus!
Schauspielerisch begabte Betrü-
ger an der Haustür verwenden im
Grunde nur wenige Tricks. Sie
bitten um Hilfe oder Gefälligkeit,
täuschen Amtspersonen vor oder
behaupten einfach sie zu kennen.
Andere täuschen - wie in dem be-
schriebenen Fall - Notlagen vor
und geben sich hilflos. Tipps:
- Vor dem Öffnen vergewissern
wer klingelt. Spion oder Tür-
sprechanlage benutzen oder aus
dem Fenster schauen.
- Tür nur mit vorgelegter Türsper-
re öffnen.
- Niemals Fremde in die Woh-
nung lassen.
- Misstrauisch werden, wenn man
die Stimme des Anrufers nicht
erkennt, derjenige sich aber als
Verwandter ausgibt. Keine Na-
men, Adressen oder Telefonnum-
mern am Telefon nennen oder von
anderen weitergeben. Echte Ver-
wandte zeigen dafür Verständnis!
- Kein Geld an unbekannte Per-
sonen übergeben.

Weitere Tipps erhalten sie von
den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Kriminalpolizeilichen
Beratungsstelle des Polizeipräsi-
diums Mittelhessen unter Tel.:
0641/7006-2050 oder im Internet
unter www.polizei-beratung.de.

Ca. 1500 Mehrfach- und
Intensivtäter in Hessen

(red). Auf 500 Seiten beschäftigt
sich die Hessische Polizei mit der
Problematik der sogenannten
Mehrfach- und Intensivtäter. Es
sind Täter, die wiederholt delikt-
übergreifend in der Eigentums-
und Vermögenskriminalität auf-
gefallen sind, Körperverletzun-
gen begangen haben oder Raubs-
traftaten verübten und trotz Straf-
und Resozialisierungsmaßnah-
men einer hohen Wahrscheinlich-
keit unterliegen, dass sie erneut
Straftaten begehen.

Davon gibt es in Hessen ca.
1500, wobei der Anteil der Män-
ner bei etwa 90 Prozent liegt.
Etwa 6 Prozent sind davon im
Alter von 14 bis 18 Jahren, rund
16 Prozent zwischen 18 und 21
Jahren, und der Rest verteilt sich
auf die Erwachsenen, wobei die
Altersgruppe bis 35 Jahre über-
proportional hervorsticht. Etwa

50 Prozent von ihnen haben ei-
nen Migrationshintergrund.
Rund 35 Prozent haben die Schu-
le ohne Abschluss verlassen.

Nur rund 23 Prozent besitzen
eine abgeschlossene Berufsaus-
bildung. Zu den soziologischen
Daten ist hinzuzufügen, dass
rund 80 Prozent der Mehrfach-
und Intensivtäter Singles sind,
und bei denen, die einen Partner
haben, ist der Partner in 40 Pro-
zent der Fälle ebenfalls straffäl-
lig.

Es handelt sich bei dieser Tä-
tergruppe nicht um Kleinkrimi-
nelle. Hier wird gewaltiger Scha-
den angerichtet. So hat das Poli-
zeipräsidium Darmstadt bei-
spielsweise vier Kindern, 55 Ju-
gendlichen und 68 Heranwach-
senden in den vergangenen zwei
Jahren zusammen 3022 Strafta-
ten nachweisen können.
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Vorsitzender Klaus Ruppelt hat besonders die ganz junge Generation im Blick:

"Arbeit der Verkehrswacht war und ist unverzichtbar"

Vorsitzende unter sich: Jener der Verkehrswacht Wetzlar, Klaus
Ruppelt (links), bekleidet den der BI Pro Polizei Wetzlar, Hans-
Jürgen Irmer, mit einer reflektierenden Warnweste.

(wf). Über Arbeit, Konzeption
und Selbstverständnis der Ver-
kehrswacht im Allgemeinen und
der Verkehrswacht Wetzlar im
Besonderen referierte deren
Vorsitzender Klaus Ruppelt auf
Einladung der Bürgerinitiative
Pro Polizei Wetzlar im "Wöll-
bacher Tor". Der Richter im
Ruhestand steht nicht nur seit
1981 an der Spitze der lokalen
Wetzlarer Verkehrswacht, son-
dern ist zudem seit zwei Jahren
Präsident der Landesverkehrs-
wacht Hessen.

Die Verkehrswacht Wetzlar
wurde in Form einer Bürgerin-
itiative im Jahr 1951 von Bürgern
der Stadt mit Unterstützung der
lokalen IHK gegründet, um im
damaligen Kreis Wetzlar Ver-
kehrssicherheitsarbeit flächendek-
kend, ehrenamtlich und gemein-
nützig leisten zu können. Dabei
umfasste die Betreuung alle Al-
tersgruppen von Kindern im Vor-
schulalter bis hin zu aktiven Ver-
kehrsteilnehmern im Seniorenal-
ter. Bis heute ist die Arbeit der
Verkehrswacht Wetzlar unter dem
Motto "Wir helfen im Straßever-
kehr" thematisch vielfältig und
intensiv, so Ruppelt, auch wenn
sich Schwerpunkte unter verän-
derten Bedingungen verlagert ha-
ben. Geblieben seien jedoch Op-
timismus und Tatkraft, mit der die
Mitarbeiter der Verkehrswacht ein
öffentliches Bewusstsein schaffen
und Verkehrsteilnehmer durch
persönliche Ansprache zu "Be-
troffenen" machen will. Dass die
Institution Verkehrswacht auch in
Zukunft  unverzichtbar sein wird,
ist sich der langjährige Aktive und
Vorsitzende Klaus Ruppelt, das
"Gesicht" der Verkehrswacht

Wetzlar, sicher. Nur die Verkehrs-
wacht könne dank ihrer flächen-
deckenden, gemeinnützigen und
ehrenamtlichen Struktur eigene
und örtlich-spezifische Aktionen
umsetzen und zugleich in Zusam-
menarbeit mit der Landesver-
kehrswacht Hessen regionale und
landesweite Kampagnen und Pro-
gramme realisieren sowie zudem
in Kooperation mit der Deutschen
Verkehrswacht bundesweite Ziel-
gruppenprogramme und staatlich

geförderte Projekte durchführen.
Verkehrswachtarbeit ist laut

Ruppelt nachhaltige Verkehrssi-
cherheitsarbeit: "Sie erfordert
frühzeitige Verkehrserziehung,
eine beständige und realitätsnahe
Aufklärung über die Gefahren des
Straßenverkehrs und eine intensi-

ve Auseinandersetzung mit Pro-
blemen der Mobilität." Genau die-
sem Anliegen widme sich die Ver-
kehrswacht Wetzlar seit nun 60
Jahren. Und die Arbeit sei -
messbar - erfolgreich. So habe es
in 60 Jahren im Kreis Wetzlar an
von Schülerlotsen gesicherten
Übergängen keinen einzigen Un-
fall gegeben. Und auch "im Gro-
ßen" seien die Zahlen - neben vor
alle der Verbesserung der techni-
schen Sicherheitsstandards (pas-

sive Sicherheit) - von der Arbeit
der Verkehrswacht bundesweit
beeinflusst. Gab es im Jahr 1970
auf dem Gebiet der "alten" Bun-
desrepublik noch 21.300 Ver-
kehrstorte, so ist diese Zahl im
vereinten und damit deutlich grö-
ßeren Deutschland auf 3657 im

Jahr 2010 - 2009 waren es 4100 -
gesunken. "Eine sehr erfreulich
Entwicklung, auch wenn aktuell
noch immer zehn Menschen pro
Tag auf Deutschlands Straßen
sterben und mehr als 1000 pro
Tag - 2010 waren es insgesamt
371.700 - verletzt werden. In Hes-
sen kamen im letzten Jahr 250
Menschen im Straßenverkehr ums
Leben - 1970 waren es 1750.

Schwerpunkt der Arbeit der
derzeit 111 Mitglieder starken
Verkehrswacht Wetzlar sind Kin-
dergärten und Schulen, die unter
anderem mit Unterrichts- und
Spielmaterialien versorgt werden.
Hinzu kommen Beratungsgesprä-
che mit Kindern und Eltern. Auch
werde die Arbeit der Polizeibe-
amten in den Jugendverkehrs-
schulen unterstützt. Das Vertei-
len von Mützen und mittlerweile
vor allem reflektierenden Westen
sind seit Jahrzehnten probate Mit-
tel zur Erhöhung der Sicherheit
gerade der Jüngsten im Verkehr,
vornehmlich auf dem Schulweg.
Hier tritt die Verkehrswacht stets
zum Schuljahresanfang in Aktion
und bringt jeweils über 50 große
und weithin sichtbare Spruchbän-
der in unmittelbarer Nähe von
Grundschulen im Altkreis Wetz-
lar an. Zudem stellt sie mittler-
weile Buslotsen und Schulwegbe-
gleiter.

Ruppelt hob die Nähe der Ver-
kehrswacht auch zur Bürgerinitia-
tive Pro Polizei hervor, mit der es
in Konzept und Zielen inhaltliche
und praktische Schnittstellen
gebe. Daher dankte er für die Ein-
ladung zum Referat und lud ver-
antwortungsbewusste Bürger in
der Region zur Mitgliedschaft in
beiden Organisationen ein.

Weitere 500 Warnwesten für
Kita-Kinder

(H.A.D.) Große Resonanz fand
die Aktion von Pro Polizei Wetz-
lar bei den Kitas. Die bestellten
Westen reichten längst nicht aus,
darum beschloss der Vorstand von
Pro Polizei in einer der letzten
Vorstandssitzungen, dass noch-
mals 500 Warnwesten für Kita-
Kinder und 40 Warnwesten für
die Erzieherinnen von Pro Poli-
zei gekauft werden. 1000 Westen
wurden bereits vom Vorstand an
die Kitas weiter gegeben.

„In den nächsten zwei Wochen
werden dann noch die 500 nach-
bestellten Westen an die Kitas
verteilt“, so Hans-Jürgen Irmer,

Vorsitzender von Pro Polizei. Vor-
standsmitglied Heike Ahrens-
Dietz hat bereits schon drei Ein-
richtungen mit den nachbestell-
ten Westen ausgestattet. Die Er-
zieherinnen freuten sich mit den
Kindern sehr über die Sicherheits-
westen, die den Kindern an Ex-
kursionstagen und Ausflügen wie
z.B. Besuch der Tierschau auf dem
Ochsenfest, einem Zirkusbesuch
oder im Herbst beim Laternen-
fest mehr Sicherheit geben. So un-
terstützt die Bürgerinitiative Pro
Polizei aktiv die Sicherheit der
Jüngsten und leistet somit einen
weiteren Beitrag zur Prävention.

Kita Waldmäuse in Weidenhausen
Heike Ahrens-Dietz von Pro Polizei, Leiterin Cornelia Mebus-Trapp
sowie Erzieherin Lisa Klug

Kita Münchholzhausen
Vorstandsmitglied Heike Ahrens-Dietz von Pro Polizei, Erzieherin-
nen Bettina Barthel, Dörte Peters und Yvonne Franz

Kita Kinderkiste Oberkleen
Erzieherinnen Sabine Klotz, Carmen Hechler-Loh , Christa Gliewe
und Heike Ahrens-Dietz von Pro Polizei

BDK: Überfall in der U-Bahn
Station - Wieder beherrschen

die Täter die Überschriften
Berlin - Die beiden Täter müs-
sen schnell vor Gericht gestellt
werden - noch schneller benöti-
gen die Opfer Hilfe!

„Auch wenn es in der medialen
Öffentlichkeit anders empfunden
wird, die vorhandenen Möglich-
keiten unseres Rechtssystems sind
von der Berliner Gerichtsbarkeit
angewendet worden“, kommen-
tiert der stellv. BDK-Bundesvor-
sitzende Bernd Carstensen die
Entscheidung des Haftrichters, die
Täter wieder auf freien Fuß zu
lassen. „Es ist bei der Prüfung, ob
ein Haftbefehl erlassen wird oder
dieser gegen Auflagen außer Voll-
zug gesetzt wird, nicht unerheb-
lich, ob das Jugend- oder das Er-
wachsenenstrafrecht zur Anwen-
dung kommt“, kommentiert der
stellv. BDK-Bundesvorsitzende
Bernd Carstensen.

Im Jugendstrafrecht habe der
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz
eine besondere Bedeutung, und
es sei immer zu prüfen, ob durch
andere geeignete Maßnahmen
eine Untersuchungshaft abgewen-
det werden kann. „Wichtig ist jetzt
die tatsächlich schnelle staatliche
Reaktion, d. h. die schnelle An-
klage vor dem Jugendgericht, auf
diese brutalen Schläge und Tritte
der beiden Tatverdächtigen. Die
Täter dürfen nicht den Eindruck
gewinnen, ich gehe mal schnell
zur Polizei, erzähle was stattge-
funden hat und ich bin fertig da-
mit“, so der stellv. BDK-Bundes-

vorsitzende Bernd Carstensen.
Die jungen Täter müssen nach
kürzester Zeit damit konfrontiert
werden, dass der Staat ihre Ge-
walttätigkeit nicht akzeptiert. Und
sie müssen sich mit den Folgen
für die Opfer auseinandersetzen!

„Kaum Berücksichtigung fin-
det in der Öffentlichkeit, was die
beiden Opfer, die mit unterschied-
lich intensiven Fußtritten traktiert
und verletzt wurden, über den
Zeitpunkt des Überfalls hinaus
noch zu erleiden haben“, beklagt
der stellv. BDK-Bundesvorsitzen-
de Bernd Carstensen das geringe
Interesse für die Opfer solcher
gewalttätigen Überfälle. Diese
müssen neben den körperlichen
Folgen auch schwere Angstzu-
stände, die ein ganzes Leben an-
halten können, bewältigen. Scha-
denersatzforderungen und
Schmerzensgeld, das sowieso nur
im geringen Maße ein Ausgleich
für die erlittenen Schmerzen sein
kann, müssen mühsam auf büro-
kratischem Wege eingefordert
werden. „Die Opferhilfe muss sich
in der Bundesrepublik von einer
Angebotshilfe für das Opfer zur
Bringschuld des Staates entwik-
keln, dann wären wir mit dem
Opferschutz in Deutschland schon
ein Stückchen weiter“, beschreibt
der stellv. BDK-Bundesvorsitzen-
de Bernd Carstensen die Situati-
on der Opfer.

BDK fordert:

Grenzüberschreitende
Kriminalitätsbekämpfung kürzer,

schneller, unbürokratischer
Europaweit agierende Kriminel-
le nutzen die Freiheiten inner-
halb des Schengenraums hem-
mungslos für ihre Zwecke aus.
Es sind heute nicht mehr nur
gestohlene Kraftfahrzeuge, die
in großem Stil verschoben wer-
den, sondern auch Baumaschi-
nen oder Bootsmotore. Neben
„alten“ Betrugsmaschen, wie
dem Enkeltrick, boomen auch
neue Formen, wie z.B. Skim-
ming.

Für kriminalpolizeiliche
Sachbearbeiter und Staatsanwäl-
te sind europaweite Ermittlun-
gen oft mühselig, enorm zeit-
aufwändig und meist wenig er-
folgversprechend, was die Auf-
hellung krimineller Strukturen,
die Ermittlung der Hintermän-
ner betrifft. Osteuropäische Tä-
terorganisationen scheinen sich
Arbeitsfelder und Aktionsgebie-
te in den vor Tatgelegenheiten
strotzenden westeuropäischen

Regionen regelrecht aufgeteilt
zu haben.

Der internationale Austausch
von Informationen und das in-
ternationale Rechtshilfeverfah-
ren muss mit schnelleren be-
hördlichen Reaktionszeiten aus-
gestattet werden. Auf eine
schriftliche Frage gibt es aus
dem Ausland eine schriftliche
Antwort, die dann auch gerichts-
verwertbar ist. Eine auf kurzem
Sachbearbeiterweg ausgetausch-
te Information ist letztlich im
Verfahren wenig verwertbar.

Die Möglichkeiten der Nut-
zung von JIT (Joint Investigati-
on Teams) muss ausgebaut und
sollte auf eine andauernde Nut-
zung ausgerichtet werden. Nur
durch die direkte Kommunika-
tion der Ermittler und Staatsan-
wälte ergeben sich kurzfristige
Anregungen zu erfolgverspre-
chenden Ermittlungen im Um-
feld von Tätergruppierungen.

Machen auch Sie mit bei Pro Polizei!

Sollten Sie Interesse an einer Mitgliedschaft haben,

dann können Sie sich unter  www.propolizei-wetzlar.de

ein Aufnahmeformular ausdrucken und senden es an

Pro Polizei Wetzlar, Karl-Kellner-Ring 29, 35576 Wetzlar.

Wenn Sie aus dem Dillenburger, Herborner oder Ehrings-

häuser Raum kommen, leiten wir das Formular natürlich

an die dortigen Vorsitzenden Karl-Heinz Patzwaldt, Dil-

lenburg, Hans-Dieter Wieden, Herborn, oder Rosi Ek-

kert, Ehringshausen, weiter.

Pro Polizei Wetzlar:

4500 Euro für präventive
Maßnahmen

(red). In der jüngsten Vorstands-
sitzung beschloss der Vorstand
der Bürgerinitiative „Pro Polizei
Wetzlar“ einstimmig, drei ver-
schiedene Maßnahmen im Be-
reich der Prävention mit einem
finanziellen Gesamtvolumen
von 4500 Euro zu unterstützen.

Wie Vorsitzender Hans-Jür-
gen Irmer, sein Stellvertreter
Udo Volck und der stellvertre-
tende Geschäftsführer Horst
Nies mitteilten, habe man nach
dem großen Erfolg der Vertei-
lung von Warnwesten für Kin-
dergärten beschlossen, weitere
500 für die Kindergärten anzu-
schaffen. 1000 Warnwesten seien
insgesamt bereits verteilt worden.

Darüber hinaus wolle man ein
Anti-Aggressions-Training der
Friedrich-Fröbel-Schule in
Wetzlar finanziell unterstützen,
damit diese sinnvolle pädagogi-
sche Maßnahme durchgeführt
werden könne.

Außerdem habe der Vorstand
beschlossen, die Kosten für ein
Fahrsicherheitstraining für die
Polizei zu übernehmen, denn
dies trage zu einem Mehr an Si-
cherheit für unsere Polizeibeam-
ten bei, die gerade bei Einsät-
zen in besonderer Weise gefähr-
det seien. Mit dieser Maßnahme
wolle man sehr bewusst auch ein
Dankeschön für eine überaus en-
gagierte Arbeit ausdrücken.

www.propolizei-wetzlar.de


